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Planungsleistungen für den Neubau der Mensa 
des Fritz-Greve-Gymnasiums in Malchin
VgV-Verfahren
 

Angebotsschreiben und Angebotsbogen
Stand: 21.05.2026
  
 
	 
	


Verfahren:		Offenes Verfahren (gemäß § 15 VgV)

Projekt:	Neubau der Mensa des Fritz-Greve-Gymnasiums in Malchin

Leistungen:	Los 2 Grundleistungen der Tragwerksplanung, Leistungsphasen 1-6 gemäß § 51 i. V. m. Anlage 14 HOAI sowie Bauakustik / Schallschutz als Besondere Leistung            	


















Hinweis: Für Ihre Angebotsabgabe ist dieses Angebotsschreiben (S. 4) zu unterzeichnen und in elektronischer Fassung einzureichen sowie der Angebotsbogen mit Anlagen zu bearbeiten, zu unterzeichnen und zusammen mit Ihren Anlagen elektronisch einzureichen (= Angebotsunterlagen). Sofern einzelne vorgefertigte Anlagen zum Angebotsbogen auf den jeweiligen Bieter nicht zutreffen und demzufolge nicht auszufüllen sind, sind sie dennoch (unausgefüllt) einzureichen.  
 
Die übrigen Ausschreibungsunterlagen (siehe „Leitfaden zur Ausschreibung“, 1. Verzeichnis der Vergabeunterlagen, Teil 1) verbleiben beim Bieter. 
 
Das Angebotsschreiben ist elektronisch in Textform nach § 126b BGB einzureichen. Zur Wahrung der Textform genügt die namentliche Nennung des Erklärenden bzw. Ausstellers am Ende der Erklärung (Abschlussfunktion). Soweit Eigenerklärungen ein Unterschriftsfeld vorsehen, ist dieses ebenfalls entsprechend in Textform nach § 126b BGB zu unterschreiben. Die zusätzliche Verwendung eines Firmenstempels bzw. der Nachbildung eines Firmenstempels ist unschädlich. Wir weisen insbesondere noch einmal auf die Unterschriftsfelder auf S. 4, 10 und 15 sowie in den Anlagen hin. 
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Name und Anschrift des Bieters 

	__________________________ 
__________________________ __________________________ 



Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
Rechts- und Kommunalaufsichtsamt 
Zentrale Vergabestelle 
Postfach 11 02 64 
17042 Neubrandenburg 
 
[bookmark: _Toc228890529]Angebotsschreiben 
zum Offenen Verfahren gemäß § 15 VgV

Projekt:	Neubau der Mensa des Fritz-Greve-Gymnasiums in Malchin

Leistungen:	Los 2 Grundleistungen der Tragwerksplanung, Leistungsphasen 1-6 gemäß § 51 i. V. m. Anlage 14 HOAI 
sowie 
Bauakustik / Schallschutz als Besondere Leistung            
 
Hiermit geben wir ein Angebot für die oben genannte Leistung ab.

Zum Nachweis meiner/unserer Eignung mache(n) ich/wir die im Angebotsbogen ersichtlichen Angaben und habe(n) die entsprechenden Nachweise in der Reihenfolge der Ordnungsziffern gemäß Auflistung des Anlagenverzeichnisses (S. 16/17) beigefügt. 
 
 





________________________________ 	         _________________________________ 
Ort/Datum                                                              Name der erklärenden Person 
         
 


[bookmark: _Toc228890530] ANGEBOTSBOGEN als Formblatt und mit vorformulierten Formalien / Anlagen 
 
	1 	
	Bieter im Vergabeverfahren 

	1.1 
	Allgemeine Informationen 

	1.1.1 
 
	Name des 	Bieters / 
Bietergemeinschaft (ausführende 
Niederlassung) 
	 

	1.1.2 
 
	Standort / Hauptsitz des Bieters / Mitglieds einer Bietergemeinschaft 

	
	Straße  
	 

	
	PLZ / Ort 
	 

	
	Land 
	 

	
	Telefon / Fax 
	 

	
	E-Mail 
	 

	1.1.3 
	Ggf. vertragsschließende Niederlassung 

	
	Straße  
	 

	
	PLZ / Ort 
	 

	
	Land 
	 

	
	Telefon / Fax 
	 

	
	E-Mail 
	 

	1.1.4 
	Ggf. Anzahl weiterer Niederlassungen 

	
	 

	1.1.5 
	Das / die Unternehmen besteht/en seit: 

	
	 

	1.1.6 
	Name des 	vertretungsberechtigen Ansprechpartners 	des Bieters / Bietergemeinschaft: 

	
	 

	
	Telefon / Fax 
	 

	
	E-Mail 
	 

	1.1.7 
	Ich / wir beabsichtigen die Bildung einer 
Bietergemeinschaft 
	☐ ja              ☐ nein 

	1.1.8 
	Falls ja, Erklärung zur Bildung einer 
Bietergemeinschaft 
	☐ Erklärung ist beigefügt (ANLAGE A und ANHANG zu ANLAGE A) 

	1.1.9 
	Größe des Wirtschaftsteilnehmers

Kleinstunternehmen: bis 9 Beschäftigte und bis 2 Millionen Euro Umsatz

Kleines Unternehmen: bis 49 Beschäftigte und bis 10 Millionen Euro Umsatz und kein Kleinstunternehmen

Mittleres Unternehmen: bis 249 Beschäftigte und bis 50 Millionen Euro Umsatz und kein kleines Unternehmen

Großunternehmen: über 249 Beschäftigte oder über 50 Millionen Euro Umsatz
 
	☐ Kleinstunternehmen

☐ Kleines Unternehmen

☐ Mittleres Unternehmen

☐ Großunternehmen



	1.1.10
	Eintragung im Berufs- oder Handelsregister
	 Registernummer:
 Registergericht:

 ☐ Nachweis beigefügt

	1.1.11
	Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft
	

	1.1.12
	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
	

	1.1.13
	Das Unternehmen ist börsennotiert
	☐ ja           ☐ nein


	1.1.14
	Wenn nein, Angabe der Staatsangehörigkeit(en) des Eigentümers
	


 	 
		2 	Persönliche Lage des Bewerbers 

	2.1 
	Rechtsform des Unternehmens 
(§ 43 Abs. 1 VgV) 
	☐ Natürliche Person 
☐ Juristische Person o. Personengesellschaft 

	2.2 
	Beabsichtigte Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen (Bsp: Nach-
unternehmer, Eignungsleihe - §§ 36, 47 
VgV) 
	 ☐ ja              ☐ nein

	2.2.1 
		Wenn ja: 	Übersicht, 	welches Unternehmen für die Erbringung welcher Lieferungen und 	Dienstleistungen verantwortlich ist. 
	☐ Erklärung ist beigefügt (ANLAGE B) 

	2.2.2 
	Wenn ja: Die erforderlichen Mittel dieser 
	Unternehmen stehen mir/uns zur Verfügung 
	☐ ja              ☐ nein 

	2.2.3 
	Wenn ja, Verpflichtungserklärung der benannten Unternehmen 
(Unterauftragnehmer/ Eignungsleihende) 
	Erklärung des Unterauftragnehmers/ Eignungsleihenden ist spätestens auf Verlangen des Auftraggebers innerhalb der sodann gesetzten Frist einzureichen 
(ANLAGE C) 

	2.2.4 
	Wenn ja, haben die betreffenden Unternehmen die folgenden Erklärungen über Ausschlussgründe ebenfalls durch Unterschrift abzugeben. (Punkt 3 des 
Angebotsbogens) 
	☐ Unterschriften liegen unten vor 



	3 	
	Auskünfte gem. § 42 VgV und weitere Erklärungen 

	3.1 
	Ausschlussgründe nach § 42 VgV 

	3.1.1 
	Ausschlussgründe nach § 42 Abs. 1 VgV i.V.m. § 123 GWB 

	
	Liegt ein Ausschlussgrund nach den jeweils nachfolgend genannten Nummern des § 123 Abs. 1 GWB vor, d.h. liegt beim Bieter eine rechtskräftige Verurteilung wegen der nachfolgend aufgeführten Delikte vor?
 
 	 	☐ ja 	 	 	 	 	 	☐ nein 
 
§ 123 Abs. 1 Nr. 1: §§ 129, 129a, 129b StGB (Bildung krimineller/ terroristischer Vereinigungen/ im Ausland) 

§ 123 Abs. 1 Nr. 2: § 89c StGB bzw. entspr. Teilnahmetatbestände 

§ 123 Abs. 1 Nr. 3: § 261 StGB (Geldwäsche) 

§ 123 Abs. 1 Nr. 4: § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Tat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden 

§ 123 Abs. 1 Nr. 5: § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Tat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden

§ 123 Abs. 1 Nr. 6: § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr) 

§ 123 Abs. 1 Nr.7: § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern)
 
§ 123 Abs. 1 Nr. 8: §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB (Ausländische und internationale Bedienstete) 

§ 123 Abs. 1 Nr. 9: Art. 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) 

§ 123 Abs. 1 Nr. 10: §§ 232 und 233 StGB (Menschenhandel) oder § 233a StGB (Förderung des Menschenhandels)

 



	3.1.2 
	Ausschlussgründe nach § 42 Abs. 1 VgV i.V.m. §§ 123 Abs. 4, 124 GWB 

	
	Liegt ein Tatbestand nach den jeweils nachfolgend genannten Nummern der §§ 123 Abs. 4, 124 Abs. 1 GWB vor? 
	 	 	☐ ja 	 	 	 	 	 	☐ nein 

§ 123 Abs. 4: Das Unternehmen ist seiner Pflicht zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen und dies wurde entweder durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt oder der Auftraggeber kann die Verletzung einer solchen Pflicht nachweisen. 

§ 124 Abs. 1 Nr. 2: Zahlungsunfähigkeit, Beantragung oder Eröffnung eines Insolvenzverfahrens (oder vergleichbaren Verfahrens) über das Vermögen des Unternehmens, Ablehnung eines solchen Verfahrens mangels Masse, Liquidation, Unternehmen hat Tätigkeit eingestellt 

§ 124 Abs. 1 Nr. 3: Das Unternehmen hat nachweislich eine schwere berufliche Verfehlung begangen, die die Integrität des Unternehmens in Frage stellt 
 
§ 124 Abs. 1 Nr. 8: Angabe falscher Erklärungen oder Zurückhaltung von Auskünften Nachweisen hinsichtlich Ausschlusskriterien und Eignungskriterien  
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	3.2 
	Falls ein Ausschlussgrund nach § 123 oder 124 GWB vorliegt, füge(n) ich/wir eine Erklärung bei, welcher der konkrete Tatbestand zu entnehmen ist 
 
	☐ Erklärung liegt bei 

	3.3 
	Bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes: Nachweis des Unternehmens, dass (gemäß § 125 Abs. 1 GWB) ein Ausgleich gezahlt wurde, bei der Aufklärung der mit der Straftat/ dem Fehlverhalten im Zusammenhang stehenden Umstände durch aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt oder konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen wurden, um weitere Straftaten oder ein weiteres Fehlverhalten zu vermeiden. 
 
	☐ Nachweise liegen bei 
 
 
 
 
 
 


 
Hinweis: Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform vgl. Seite 2) entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben. 

___________________________                     ___________________________________
Ort/Datum 	            Name der erklärenden Person  
 	 
 
___________________________                     ___________________________________
Ort/Datum 	                                        Name der erklärenden Person des 	
	                                           Nachunternehmers/ Eignungsleihers  
 
 
___________________________                      ___________________________________ 
Ort/Datum 	                                        Name der erklärenden Person des 	
	                                           Nachunternehmers/ Eignungsleihers   
 

___________________________                      ___________________________________ 
Ort/Datum 	                                        Name der erklärenden Person des 	
	                                           Nachunternehmers/ Eignungsleihers   





	4 	Wirtschaftliche und Finanzielle Leistungsfähigkeit 

	4.1 
	Berufshaftpflichtversicherung

	
	 Berufshaftpflichtversicherung 
(§ 45 Abs. 1                                                
S. 2 Nr. 3 VgV) bei einem in einem 
Mitgliedstaat der EU oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelassenen Versicherungsunternehmen 
 
Der Bieter verfügt zum Vertragsbeginn über eine Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens 2.000.000,00 Euro (zweifach maximiert je Versicherungsjahr)
jeweils für Personen- und sonstige Schäden um die Deckung von Schäden abzusichern.
	☐ Eigenerklärung zur Betriebshaftpflichtversicherung unter Angabe der Deckungssummen für Personenschäden und sonstige Schäden ist beigefügt. 
 
  

	
	
	

	4.2 
	Umsatz des Bieters

	4.2.1 
	Umsatz des Bieters in EUR (netto) der letzten 3 vergangenen Jahre (2023-
2025)

Sollten die Umsatzzahlen aus dem Jahr 2025 noch nicht vorliegen, sind die Umsatzzahlen aus den Jahren 2022, 2023 und 2024 anzugeben.

	 

	4.2.2 
	Umsatz vergleichbarer Leistungen des Bieters in EUR (netto) der letzten 3 vergangen Jahre (2023-2025) 

Sollten die Umsatzzahlen aus dem Jahr 2025 noch nicht vorliegen, sind die Umsatzzahlen aus den Jahren 2022, 2023 und 2024 anzugeben.

Mindestanforderung:
Es muss pro Jahr ein Mindestjahresumsatz von 113.000,00 Euro brutto erfüllt werden.    

	 

	4.3 
	Insolvenzverfahren und Liquidation
	

	4.3.1 
	Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet.
    
	 ☐ ja

☐ nein, ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen der Vergabestelle werde ich/werden wir diesen vorlegen.

	4.4 
	Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung
	

	4.4.1 
	Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt habe/haben.    
	 ☐ ja

☐ nein

Auf Verlangen der Vergabestelle, werde ich/werden wir eine Unbedenklichkeits-bescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen vorlegen.


  
Hinweis: Bei Bietergemeinschaften oder Eignungsleihe sind die vorstehenden Angaben der Ziffern 4.2 bis 4.4 von jedem Mitglied der Gemeinschaft bzw. aller Beteiligten gesondert abzugeben. Bei Haupt- und Unterauftragnehmer nur vom Hauptunternehmer.

		5 	
	Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 

	5.1 
	Büroprofil 

	5.1.1 
	Personalstruktur-, Entwicklung des Unternehmens (§ 46 Abs. 3 Nr. 8 VgV) 

	
	Personalstand der fest angestellten Mitarbeiter der letzten drei vergangenen Jahre (2023-2025), jährliches Mittel ggf. unter Einschluss von Inhabern 
	 
 
 
 

	
	
	


 








	5.2 
	Referenzen 

	 5.2.1
	Anforderungen an die Referenzen des Unternehmens (§ 46 Abs. 3 Nr. 1 VgV) 

	
	Angabe von zwei geeigneten Referenzen des Bieters über in den letzten sechs Jahren zuzüglich des laufenden Jahres (2020 bis 2026) erbrachten vergleichbaren Leistungen unter Angabe des Werts der gesamten und der eigenen Leistung, des Erbringungszeitpunkts und des Auftraggebers. Als geeignete Referenz bzw. vergleichbare Leistung werden insbesondere Projekte der Tragwerksplanung mit Spezialisierung auf Schul-, Mensa- oder Universitätsbauten eingestuft.
Mindestanforderungen:
· Eine Referenz muss sich auf die Leistungsphasen 1 bis 4 des § 51 HOAI beziehen. Diese Referenz muss insoweit auch realisiert sein (mindestens Leistungsphasen 1 bis 4 bereits erbracht).



 
	5.3 
	Vorgesehenes Projektteam

	5.3.1 
	Darstellung der Struktur und Organisationsform für die 
Leistungserbringung: 
Organigramm 
 
Es sollen hierbei Geschäftsleitung, Projektleitung sowie dessen Stellvertretung und Team in Bezug gesetzt werden.  
Bitte kennzeichnen Sie hierbei eventuelle Unterauftragnehmer und Bietergemeinschafts-Parteien. 
 
	☐ Organigramm ist beigefügt (max. 1 DIN A4 
     Seite) 

	5.3.2 
	Benennung des Projektteams für die Planung 
Namentliche Benennung der vorgesehenen maßgeblichen Teammitglieder (Planer) 

	
	Teammitglieder (Planer) 

	
	 
	☐ Eigene Kapazität oder ☐ Fremdkapazität 

	
	 
	☐ Eigene Kapazität oder ☐ Fremdkapazität 

	
	 
	☐ Eigene Kapazität oder ☐ Fremdkapazität 
  
   
 
   
 
  

	5.3.3 
	Benennung der hauptverantwortlichen Mitarbeiter für die Planung 

	 
	Verantwortliche Projektleitung und Stellvertretung 
Es ist ein Nachweis über die Berechtigung zum Führen der Bezeichnung „Ingenieur“ der verantwortlichen Projektleitung sowie deren Stellvertretung zu erbringen. Zusätzlich ist der Nachweis über die Eintragung in eine der Listen der Tragwerksplaner der Projektleitung sowie der Stellvertretung erforderlich.

	
	 Projektleitung
	☐ Eigene Kapazität oder ☐ Fremdkapazität 

Qualifikation:
☐ Nachweis beigefügt 

	
	 Stellvertretung
	☐ Eigene Kapazität oder ☐ Fremdkapazität
 
Qualifikation:
☐ Nachweis beigefügt

	
	Erfahrung des vorgesehenen hauptverantwortlichen Mitarbeiters 
(Verantw. Projektleitung) des Projektteams sowie dessen Stellvertretung:
Die Projektleitung muss mindestens fünf Jahre Berufserfahrung aufweisen, die Stellvertretung mindestens drei Jahre Berufserfahrung.

	
	Projektleitung
Berufserfahrung in Jahren
	 

	
	Stellvertretung
Berufserfahrung in Jahren

	 


 









	6 	Sonstige Bedingungen für den Auftrag 
	

	6.1 
	Mit der Arbeit wird unverzüglich nach Erteilung des Zuschlags begonnen.  
	 Wird mit 	Unterzeichnung des  
Angebotsbogens bestätigt. 
	 

	6.2 
	Die Projektsprache ist ausschließlich deutsch, d. h. im Projekt werden alle Dokumente in deutscher Sprache verfasst und die Kommunikation während der Auftragsausführung vor Ort erfolgt in deutscher Sprache. 
	 Wird mit 	Unterzeichnung des  
Angebotsbogens bestätigt.
	

	6.3 
	Die Vergabeunterlagen werden vertraulich behandelt. Die Unterlagen und die darin enthaltenen Informationen werden nicht an Dritte weitergegeben. 
	 Wird mit 	Unterzeichnung des  
Angebotsbogens bestätigt.
	

	6.4 
	Ich/wir bestätigen die Einhaltung der Verpflichtungen aus dem TVgG M-V, insbesondere der §§ 8, 15, 16 TVgG M-V. 
	 ☐ Erklärung (ANLAGE D) ist beigefügt.
☐ Vereinbarung (ANLAGE E) ist beigefügt.


	

	6.5 
	Ich/wir bestätigen, den Auftrag ggf. nur unter Verwendung oder Empfehlung von Produkten auszuführen, die unter bestmöglicher Beachtung der in den ILO-Kernarbeitsnormen festgelegten Mindeststandards hergestellt oder gewonnen wurden. 
	 ☐ Erklärung (ANLAGE F) ist beigefügt.

	

	6.6 
	Ich/wir bestätigen, keinen Bezug zu Russland im Sinne der Verordnung (EU) 2022/576 aufweisen. 
	☐ Erklärung (ANLAGE G) ist beigefügt.
 
	


 

Hiermit erkläre(n) ich/wir die Richtigkeit und Vollständigkeit der o.g. Angaben 
 
___________________________              _________________________________ 
Ort/Datum                                                    Name der erklärenden Person 

Hinweis:  Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform vgl. Seite 2)       entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben! 
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Verzeichnis der Anlagen (Erklärungen, Nachweise) zum Angebotsbogen 
Die Anlagen sind gemäß unten aufgeführter Nummerierung zu sortieren 
Dabei handelt es sich um 
− Vorformulierte Erklärungen: ANLAGEN A-I 
− Zusätzliche formlose Erklärungen, die von dem Bieter beizufügen sind  
	Lfd. 
Nr. 
	ANLAGEN/ 
Erklärung/Nachweis 
	Angebots-bogen 
Nr. 
	Bezeichnung der Erklärung 

	1 
	ANLAGE A 
	1.1.8 
	Erklärung zur Bietergemeinschaft 

	2
	Nachweis
	1.1.10
	Auszug aus dem Berufs- oder Handelsregister bzw. vergleichbarer Nachweis (nicht älter als 6 Monate)

	3 
	ANLAGE B 
	2.2.2 
	Verzeichnis benannter Unterauftragnehmer 

	4 
	ANLAGE C 
	2.2.4 
	Verpflichtungserklärung der Unterauftragnehmer/ Eignungsleihenden 

	5 
	Erklärung 
	3.2 
	Ggf. Erklärung über konkreten Tatbestand eines Ausschlussgrundes nach § 123 oder § 124 GWB 

	6 
	Nachweis 
	3.3 
	Ggf. Nachweis der Selbstreinigung nach § 125 
GWB 

	7 
	Erklärung 
	4.1 
	Eigenerklärung zur Berufshaftpflichtversicherung 

	8
	Erklärung 
	5.3.1 
	Organigramm für die Leistungserbringung 

	9
	Nachweise
	5.3.3

	Nachweise zur Qualifikation der Projektleitung sowie Stellvertretung

	10
	ANLAGE D
	6.4
	Erklärungen des Unternehmens nach dem
Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern (TVgG M-V) und der Mindestarbeitsbedingungenverordnung (MinArbBV M-V)

	11
	ANLAGE E
	6.4
	Verpflichtungen des beauftragten Unternehmens nach dem Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern (TVgG M-V)

	12
	ANLAGE F
	6.5
	Eigenerklärung zur Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen

	13
	ANLAGE G
	6.6
	Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Sanktionsgründen

	14
	ANLAGE H 
	5.2.1 
	Referenzobjekt Nr. 1, optional ergänzt durch eigene Darstellung / Referenzschreiben AG 

	15
	ANLAGE I
	5.2.1 
	Referenzobjekt Nr. 2, optional ergänzt durch eigene Darstellung / Referenzschreiben AG 
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Erklärung zum Angebot einer Bietergemeinschaft 
 
Mit dem Angebot vorzulegen 
 
 
Wir erklären die Bildung einer Bietergemeinschaft und: 
 
· die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfalle, 
· dass nachfolgend alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrages bevollmächtigte Vertreter aller Mitglieder bezeichnet ist, 
· dass der bevollmächtigte Vertreter alle Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, 
· dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 
 
 
Bevollmächtigter Vertreter der Bietergemeinschaft: 
 
 
_________________________________ 	_________________________________ 
Vor- und Zuname des 	Name der erklärenden Person 
bevollmächtigten Vertreters sowie 
Firmenname	 
 
 
 
Rechtsform der Bewerbergemeinschaft für die Erfüllung des Auftrages: 
 
 
___________________________________________________________________ 





ANHANG ZU ANLAGE A
 
 
Mitglieder der Bietergemeinschaft, Rechtsverbindliche Unterschrift aller Mitglieder 
  
1. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung in der Bietergemeinschaft 
 
 
__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum 	Mitglied 	der 	Bietergemeinschaft 	
                                                                 Name der erklärenden Person  
 
2. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung in der Bietergemeinschaft 
 
 
__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum 	Mitglied 	der 	Bietergemeinschaft 	
                                                                 Name der erklärenden Person  
 
	 
3. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung in der Bietergemeinschaft 
 
 
__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum 	Mitglied 	der 	Bietergemeinschaft 	
                                                                 Name der erklärenden Person  

 



4. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung in der Bietergemeinschaft 
 
 
__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum 	Mitglied 	der 	Bietergemeinschaft 	
                                                                 Name der erklärenden Person  
 
Hinweis:  Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform; vgl. Seite 2) entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben! 
























 	 



[bookmark: _Toc228890533]ANLAGE B – „Verzeichnis benannter Unterauftragnehmer“ 
 
 
Unterauftragnehmer/ Eignungsleihe 
Verzeichnis der Leistungen/ Kapazitäten anderer Unternehmen 
                                       §§ 36, 47 VgV
 
 
Nur erforderlich, wenn Leistungen an Unterauftragnehmer vergeben werden sollen oder Eignungsleihe stattfindet. 

       Mit dem Angebot vorzulegen. 
 
Falls Leistungen an Unterauftragnehmer vergeben werden sollen, teilen Sie bitte mit, welche der angeführten Leistungen, durch welchen Unterauftragnehmer ausgeführt werden sollen (Art und Umfang). Falls Eignungsleihe beabsichtigt ist, sind Name, Kontaktdaten und gesetzliche Vertreter der eignungsleihenden Unternehmen anzugeben, sowie, welche Eignung von diesen Unternehmen überlassen wird. 
 
1. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung/ Kapazität 
 
 
___________________________________________________________________ 
Name und Anschrift der/des Unterauftragnehmer/s bzw. Eignungsleihenden 
 
2. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung/ Kapazität 
 
 
___________________________________________________________________ 
Name und Anschrift der/des Unterauftragnehmer/s bzw. Eignungsleihenden 




	 

3. 
___________________________________________________________________ 
Art und Umfang der Leistung/ Kapazität 
 
 
___________________________________________________________________ 
Name und Anschrift der/des Unterauftragnehmer/s bzw. Eignungsleihenden 
 
Leistungen, die erst nach Zuschlagserteilung von Unterauftragnehmern ausgeführt werden sollen, dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung durch den Auftraggeber an diese vergeben werden. 
 
Uns ist bekannt, dass wir bei Nichtabgabe der Erklärung - im Falle der Weitergabe von Leistungen an Nachunternehmen - bei der betreffenden Auftragsvergabe unberücksichtigt bleiben. 
 
Bei Abgabe unzutreffender Erklärungen können wir gemäß § 124 GWB von der Teilnahme am Wettbewerb ausgeschlossen werden. 
 
Die Erklärung ist vom Bieter (vom Hauptauftragnehmer) abzugeben. 
 
 













 	 
[bookmark: _Toc228890534]ANLAGE C – „Verpflichtungserklärung der Unterauftragnehmer/Eignungsleihenden“
 
 
Verpflichtungserklärung 
des Unterauftragnehmers / Eignungsleihendem gemäß §§ 36, 47 VgV 
für Einzelanbieter und Bietergemeinschaften 
 
 
Nur erforderlich, wenn Leistungen an Unterauftragnehmer vergeben werden sollen oder Eignungsleihe stattfindet. Erst auf Verlangen durch den Auftraggeber vorzulegen. 
 
Verpflichtungserklärung Teilleistung durch andere Unternehmen
 
	Name des Bieters/ der Bietergemeinschaft 
	 

	Name des Unternehmens, das die Teilleistung erbringt (Unterauftragnehmer) bzw. dessen Eignung geliehen wird 
	 

	Beschreibung der Teilleistung 
	 


 
 
Ich/wir verpflichte(n) mich/uns, im Falle der Auftragsvergabe an den o. g. Bieter, diesem mit den erforderlichen Kapazitäten meines/ unseres Unternehmens zur Verfügung zu stehen. 







 
      
	 
☐ 
	Der Bieter nimmt zum Nachweis seiner Eignung die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit meines/unseres Unternehmens in Anspruch. Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber dem Auftraggeber, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. Bieter mit diesem gemeinsam für die Auftragsausführung zu haften. 


 
 
 
__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum                                               Name der erklärenden Person
 
Bei der Abgabe unzutreffender Erklärungen können wir gemäß § 124 GWB von der Teilnahme am Wettbewerb ausgeschlossen werden. 
 
Die Erklärung ist vom Unterauftragnehmer/ Eignungsleihendem abzugeben. 
 
Für jeden Unterauftragnehmer/ Eignungsleihenden ist eine Erklärung abzugeben. Das Formblatt ist bei Bedarf zu vervielfältigen. 
 
Hinweis:  Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform; vgl. Seite 2) entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben! 













[bookmark: _Toc228890535]ANLAGE D – „Erklärungen des Unternehmens nach dem
[bookmark: _Toc228890536]Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern (TVgG M-V) und der Mindestarbeitsbedingungenverordnung (MinArbBV M-V)“


Vom Bieter / von der Bietergemeinschaft ist eine Erklärung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 TVgG M-V über die Einhaltung zur Zahlung des vergaberechtlichen Mindestlohnes abzugeben.


Mit dem Angebot vorzulegen.



Erklärung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 TVgG M-V – Vergaberechtlicher Mindestlohn  
Soweit nach der MinArbV M-V keine Pflichten zur Gewährung Mindestarbeitsbedingungen nach Maßgabe von repräsentativen Tarifverträgen oder Branchentarifverträgen bestehen, verpflichtet mein Unternehmen sich, den Arbeitnehmenden bei der Ausführung der Leistung einen Vergaberechtlichen Mindestlohn von 14,68 Euro (brutto) pro Stunde zu zahlen. 
Erklärung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 TVgG M-V – Nachunternehmen 
Mein Unternehmen verpflichtet sich, Nachunternehmen die für das Unternehmen geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch das/die Nachunternehmen zu überwachen.


__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum  	                                     Name der erklärenden Person 	
                                                                 
 	 
 
Hinweis:  Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform; vgl. Seite 2) entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben! 













[bookmark: _Toc228890537]ANLAGE E – „Verpflichtungen des beauftragten Unternehmens nach dem
[bookmark: _Toc228890538]Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern (TVgG M-V)“

Diese Anlage verbleibt beim Bieter und ist Vertragsbestandteil.

Soweit das Unternehmen eine Erklärung zu Mindestarbeitsbedingungen im Sinne des § 14 Satz 1 TVgG M-V abgegeben hat, gelten mit dem Zuschlag folgende Bestimmungen:
-	nach Maßgabe von § 15 TVgG M-V (Kontrollen):
Das Unternehmen verpflichtet sich, mit Nachunternehmen folgende Befugnisse und Pflichten zu vereinbaren:
· Das Unternehmen hat als prüfende Stelle die Befugnis, Kontrollen bei seinen Nachunternehmen durchzuführen, um die Einhaltung der Pflichten zu überprüfen, die nach Maßgabe der abgegebenen Erklärung zu Mindestarbeitsbedingungen bestehen.

· Für diese Kontrollen haben die Nachunternehmen vollständige und prüffähige Unterlagen bereitzuhalten und auf Verlangen der prüfenden Stelle vorzulegen oder elektronisch zu übermitteln; auf Befragen haben sie zu den Unterlagen Auskünfte zu erteilen. Dies umfasst insbesondere Entgelt- und Meldeunterlagen, Aufzeichnungen und andere Geschäftsunterlagen, aus denen Art, Umfang, Dauer und tatsächliche Entlohnung sowie Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmenden hervorgehen oder abgeleitet werden können. Die Nachunternehmen haben personenbezogene Beschäftigtendaten in den Unterlagen zu anonymisieren; sie haben die Anonymisierung aufzuheben, soweit die prüfende Stelle konkrete Anhaltspunkte für einen Verstoß darlegt. Die Arbeitnehmenden sind von ihren Arbeitgebenden auf die Möglichkeit dieser Kontrollen hinzuweisen.

· Die Nachunternehmen treffen den vorstehenden Punkten entsprechende Vereinbarungen mit ihren eigenen Nachunternehmen. Sie verpflichten diese, ihrerseits entsprechende Vereinbarungen mit Nachunternehmen auf weiteren Stufen der Vertragshierarchie zu treffen.
Verleiher nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und Werkvertragsunternehmen gelten als Nachunternehmen.
-	nach Maßgabe von § 16 TVgG M-V (Sanktionen):
· Für jeden schuldhaften Verstoß gegen Pflichten, die nach der abgegebenen Erklärung zu Mindestarbeitsbedingungen bestehen, verwirkt das Unternehmen eine Vertragsstrafe in Höhe von
4,00 Prozent
der geschuldeten Vergütung (ohne Umsatzsteuer). Bei mehreren Verstößen darf die Summe der Vertragsstrafen 10 Prozent der geschuldeten Vergütung (ohne Umsatzsteuer) erreichen. Übersteigt die geschuldete Vergütung (ohne Umsatzsteuer) den geschätzten Auftragswert, so tritt der geschätzte Auftragswert an deren Stelle.1
· Die schuldhafte Nichterfüllung der nach der abgegebenen Erklärung zu Mindestarbeitsbedingungen bestehenden Pflichten durch das Unternehmen berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung.




















1 Erläuterung: Nach § 16 Absatz 1 Satz 1 TVgG M-V hat der öffentliche Auftraggeber mit dem Unternehmen für jeden schuldhaften Verstoß eine Vertragsstrafe in Höhe von bis zu fünf Prozent des Auftragswertes zu vereinbaren; bei mehreren Verstößen darf die Summe der Vertragsstrafen zehn Prozent des Auftragswertes nicht überschreiten. Das Gesetz meint den geschätzten Auftragswert. Aus dem Urteil des BGH vom 15.02.2024 (Az.: VII ZR 42/22) ergibt sich allerdings, dass auf den endgültigen Vergütungsanspruch (bei Bauleistungen: „Abrechnungssumme“) abzustellen ist. In diesem Sinne ist die vorstehende formularmäßige Erklärung zu verstehen. Dabei bildet der geschätzte Auftragswert nach § 16 Absatz 1 Satz 1 TVgG M-V die absolute Obergrenze.

[bookmark: _Toc228890539]ANLAGE F – „Eigenerklärung zur Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen“

Mit dem Angebot vorzulegen.
Erklärungen der Bieter / Bietergemeinschaften / Nachauftragnehmer gemäß § 13 TVgG M-V 
Ich erkläre, dass keine Waren Gegenstand der Leistung sind, die unter Missachtung der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (International Labour Organization – ILO) festgelegten Mindeststandards gewonnen oder hergestellt worden sind.
Die Mindeststandards der ILO-Kernarbeitsnormen ergeben sich aus:
1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930  (BGBl. 1956 II S. 641),
2. dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S. 2073),
3. dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955 II S. 1123),
4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 24),
5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 1959 II S. 442),
6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S. 98),
7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II S. 202) und
8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291).
Soweit ich Leistungen auf Nachunternehmer übertrage, verpflichte ich mich, dem Nachunternehmer die für mich geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch den Nachunternehmer zu überwachen.
__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum  	                                     Name der erklärenden Person 
	
Sowohl für den Bieter / die Bietergemeinschaft als auch für jeden Unterauftragnehmer/ Eignungsleihenden ist ebenfalls eine Erklärung abzugeben. Das Formblatt ist bei Bedarf zu vervielfältigen. 
 
Hinweis:  Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform; vgl. Seite 2) entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben! 


[bookmark: _Toc228890540]ANLAGE G – „Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Sanktionsgründen“

Auf Grundlage von Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014[footnoteRef:1] besteht ein Zuschlags- und Erfüllungsverbot für bestimmte Personen, Organisationen oder Einrichtungen. Zur Sicherstellung des Verbots ist vom Bieter/ von der Bietergemeinschaft eine Eigenerklärung vorzulegen. [1:  in der Fassung des Artikel 1 Ziffer 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren] 

Mit dem Angebot vorzulegen.
Die nachfolgende Eigenerklärung gebe(n) ich/wir verbindlich ab. Falls ich/wir weitere Wirtschaftsteilnehmer lt. Teilnahmeantrag/Angebot vertrete, gilt diese Erklärung zugleich in Vertretung für diese.
1. Der/die Bieter/Bietergemeinschaft gehört nicht zu den in Artikel 5k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 (Wortlaut siehe Seite 2) genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen,
a. durch die russische Staatsangehörigkeit des Bieters/der Bietergemeinschaft oder die Niederlassung des Bieters/der Bietergemeinschaft in Russland,
b. durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bieter/ an der Bietergemeinschaft über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%,
c. durch das Handeln der Bieter/Bietergemeinschaft im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft.

2. Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverleiher[footnoteRef:2]  beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift. [2:  Eignungsverleiher sind Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden sollen.] 


3. Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverleiher² beteiligten Unternehmen eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt.


__________________________ 	______________________________________ 
Ort/ Datum  	                                     Name der erklärenden Person 
	
Hinweis:  Erklärungen, die nicht den Anforderungen von § 126b BGB (Textform; vgl. Seite 2)                  entsprechend unterschrieben sind, gelten als nicht abgegeben


Auszug Artikel 5k Verordnung (EU) Nr. 833/2014
(Hervorhebungen durch den Auftraggeber –
der vollständige amtliche Text der Änderungsverordnung ist zu finden unter:
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022R0576)

(1) 	Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a) russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln,
auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2)	Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a) den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3)	Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4)	Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022— von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.
L 111/8 DE Amtsblatt der Europäischen Union 8.4.2022






















[bookmark: _Toc228890541]ANLAGE H – Formular „Referenz Nr. 1“ 
 
	Referenz Nr. 1: 

	Referenzobjekt und Auftraggeber 

	Bezeichnung Referenzobjekt: 
	
	 

	Ort: 
	
	 

	Bauherr: 
	
	 

	Anschrift: 
	
	 

	Ansprechpartner / Tel.: 
	
	 

	Öffentlicher Auftraggeber: 
	
	☐ ja              ☐ nein 

	Referenzbescheinigung 	des Auftraggebers
(optional) 
 
 







   
  
	
	☐ Bescheinigung ist beigefügt 

	Umfang der erbrachten Leistungen 

	Eigener Leistungsumfang: 
Kurze Beschreibung des Projektes und des Leistungsumfangs analog Leistungsphasen und Leistungsbildern nach HOAI o.Ä. 
	   
 
  
 
☐ (Optional) Beschreibung ist beigefügt (max. 1 
Seite) 

	Wenn Referenz 	durch ARGE/ 
Bietergemeinschaft erbracht wurde: Angabe, welche Leistungen durch welches Mitglied der ARGE/ Bietergemeinschaft erbracht wurden: 
	 

	Planungszeiträume: 
(Angabe der 	jeweils 	erbrachten 
Leistungsphasen und der jeweiligen Zeiträume) 
	 

	Projekttypologie u. -umfang 

	Kosten in EUR netto 
	 

	Projektleiterreferenz 
	☐ ja              ☐ nein 


 









 
[bookmark: _Toc228890542]ANLAGE I – Formular „Referenz Nr. 2“ 

	Referenz Nr. 2: 


	Referenzobjekt und Auftraggeber 

	Bezeichnung Referenzobjekt: 
	
	 

	Ort: 
	
	 

	Bauherr: 
	
	 

	Anschrift: 
	
	 

	Ansprechpartner / Tel.: 
	
	 

	Öffentlicher Auftraggeber: 
	
	☐ ja              ☐ nein 

	Referenzbescheinigung 	des Auftraggebers
(optional) 
 





 
   
  
	
	☐ Bescheinigung ist beigefügt 

	Umfang der erbrachten Leistungen 

	Eigener Leistungsumfang: 
Kurze Beschreibung des Projektes und des Leistungsumfangs analog Leistungsphasen und Leistungsbildern nach HOAI o.Ä. 
	   
 
  
 
☐ (Optional) Beschreibung ist beigefügt (max. 1 
Seite) 

	Wenn Referenz 	durch ARGE/ 
Bietergemeinschaft erbracht wurde: Angabe, welche Leistungen durch welches Mitglied der ARGE/ Bietergemeinschaft erbracht wurden: 
	 

	Planungszeiträume: 
(Angabe der 	jeweils 	erbrachten 
Leistungsphasen und der jeweiligen Zeiträume) 
	 

	Projekttypologie u. -umfang 

	Kosten in EUR netto 
	 

	Projektleiterreferenz 
	☐ ja              ☐ nein 
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